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Wesentliches Merkmal der deutschen Europapolitik 1984 war das Bemühen
der Bundesregierung, nach dem Fehlschlag des Europäischen Rates von Athen
die Lösung der EG-Krise dennoch im Sinne des Stuttgarter ,Fahrplans' vom
Juni 1983 voranzutreiben. Hierzu sollte im ersten Halbjahr 1984 vor allem eine
besonders enge Zusammenarbeit mit der französischen EG-Präsidentschaft
beitragen. Die damit verbundene Revitalisierung der deutsch-französischen
Entente im Rahmen der EG verfolgte darüber hinausreichend außerdem das
Ziel, dem Gemeinschaftsprozeß neue zukunftsweisende politische Perspekti-
ven zu geben und die EG zu einer politischen Union fortzuentwickeln. Wäh-
rend ersteres mit einigen Mühen (und der Zwischenstation des gescheiterten
Brüsseler „Gipfels") auf dem Europäischen Rat von Fontainebleau gelang,
konnte das zweite Vorhaben noch keine definitiven Konturen annehmen. Die
im großen und ganzen positive Bilanz der deutschen Europapolitik wurde au-
ßerdem getrübt durch die offenkundige Schwierigkeit, in Bonn zwischen den
beteiligten Kräften eine abgestimmte einheitliche europapolitische Linie herzu-
stellen. Diese administrativen Führungsschwächen führten auch zu verschiede-
nen personalpolitischen Pannen, die dem europäischen Image der Bundesre-
gierung abträglich waren.

Das Ergebnis der Europa-Wahl: ein neuer Wirtschaftsminister in Bonn

Die zweiten Direktwahlen zum Europaparlament am 17. Juni zwangen alle
Parteien, sich dem Wähler mit programmatischen Aussagen zur Europapolitik
zu stellen und diese Fragen im Wahlkampf eventuell intensiver zu verfolgen.
Rückblickend kann man jedoch feststellen, daß die Europawahl von allen eher
als notwendige Pflichtübung denn als europapolitische Chance begriffen wur-
de. Daneben sahen wohl auch alle Parteien in dieser Wahl die willkommene
Gelegenheit, ihre Finanzsituation dadurch zu verbessern, daß sie angesichts der
zu erwartenden, an das Wahlergebnis gekoppelten, pauschalen Kostenerstat-
tung durch die Öffentliche Hand einen möglichst sparsamen Wahlkampf betrie-
ben.

Alle Parteien hatten Mühe, ihre Wählerschaft zu mobilisieren mit Ausnahme
der Grünen, die den vielleicht unauffälligsten, aber dennoch einen sehr aktiven
Euro-Wahlkampf führten. Eine gewisse seriöse Langeweile in den inhaltlichen
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Aussagen resultierte vor allem aus der Tatsache, daß die alten Parteien dabei
ein hohes Maß an grundsätzlicher Übereinstimmung zeigten. Alle drei befür-
worteten die bestehende Gemeinschaft in ihren Grundlagen und traten für eine
Intensivierung ihres Ausbaus zu einer politischen Union ein. Zwar gab es in
einzelnen Sachbereichen Differenzen — so betonten CDU/CSU und FDP eher
das Prinzip der Marktwirtschaft und die zügige Verwirklichung eines wettbe-
werbsorientierten offenen Binnenmarktes, während die SPD einen „europäi-
schen Beschäftigungspakt", Arbeitszeitverkürzung und öffentliche Investitio-
nen zur Überwindung der Arbeitslosigkeit empfahl — doch war die grundlegen-
de Übereinstimmung in den großen politischen Zielen der Europapolitik nicht
zu übersehen: Ausbau der sicherheitspolitischen Kooperation, Aufholen des
technologischen Rückstandes zu den USA und Japan, verstärkter Schutz der
Umwelt und institutionelle Reform der EG. Nur die Grünen wichen von die-
sem prinzipiell gemeinschaftsfreundlichen Schema ab und betrieben ihren
Wahlkampf mit dezidierten Anti-EG-Aussagen1.

Die Programme und die Probleme der Gemeinschaft traten in dem eher lust-
losen und auch von der Bevölkerung kaum angenommenen Wahlkampf jedoch
bald in den Hintergrund. Dieser entwickelte sich immer stärker zu einem ,Er-
satzwahlkampf für den Bundestag. Vor allem die Sozialdemokraten suchten
mit ihrem Motto „Laßt die Wende wackeln" die Revanche für die deutlich ver-
lorene Bundestagswahl vom März 1983. Das ungeschickte Verhalten der Re-
gierung in Sachen Parteispenden-Amnestie sowie die Polarisierung der Partei-
en über die Gewerkschaftsforderung nach der 35-Stunden-Woche im Tarifkon-
flikt der Druck- und Metallindustrie taten ein übriges, um die innenpolitischen
Reizthemen zum Mittelpunkt des Wahlkampfes werden zu lassen. Europa ging
darin unter.

Das Ergebnis bot nur geringe Überraschungen2: Den Wählern konnte nicht
klar gemacht werden, worin der Sinn dieser Wahl bestehen sollte. Folglich gin-
gen nur 56,8 Prozent von ihnen an die Urnen. Alle etablierten Parteien verlo-
ren Stimmenanteile sowohl gegenüber der Europawahl von 1979 als auch ge-
genüber der Bundestagswahl von 1983. Das Abrutschen der FDP unter die 5-
Prozent-Grenze — zum ersten Mal bei einer bundesweiten Wahl — kam auch
nicht völlig überraschend. Stärker fiel da schon die deutliche Konsolidierung
der Grünen mit 8,2 Prozent der Stimmen ins Auge.

So brachte die Europawahl letztlich keiner der Parteien und schon gar nicht
der EG entscheidende Vorteile. Lediglich der FDP-Vorsitzende, Hans-Diet-
rich Genscher, konnte einige Wochen nach der Wahl ein kniffliges Personal-
problem seiner Partei geschickt lösen, als er den unterlegenen Europa-Spit-
zenkandidaten, Martin Bangemann, zum Nachfolger des zurückgetretenen
Wirtschaftsministers Graf Lambsdorff erkor und ihn wenig später auch noch zu
seinem Nachfolger als Parteivorsitzender ab 1985 machte. Das war einer der
wenigen Fälle, in denen ein deutscher Europapolitiker eine nationale politische
Karriere machen konnte, wenn auch ziemlich unfreiwillig.
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Europäische Personalpolitik — eine Schwachstelle der deutschen Europapolitik
1984

Die geringe Attraktivität, die Brüsseler Posten auf deutsche Spitzenpolitiker
und -beamte ausüben, verbunden mit einem erheblichen Maß an Ungeschick-
lichkeit haben 1984 dazu beigetragen, daß die Bundesregierung ihr so häufig
und eindrücklich verkündetes europapolitisches Engagement nicht durch ent-
sprechende personalpolitische Maßnahmen untermauern konnte:

Zunächst hatte die Bundesregierung recht selbstbewußt den Posten des Prä-
sidenten der ab dem 6. Januar 1985 amtierenden neuen EG-Kommission für ei-
nen deutschen Kandidaten reklamiert. Das fand auch die prinzipielle Zustim-
mung der Partnerregierungen. Allerdings kam Bonn dann in immer größere
Verdrückung, einen geeigneten und willigen Kandidaten zu präsentieren. Es
zeigte sich einmal mehr, daß Brüsseler Spitzenpositionen für führende und kar-
riereorientierte Politiker des stärksten EG-Landes keinerlei Attraktivität besit-
zen.

Schließlich schien mit dem ehemaligen CDU-Generalsekretär, Prof. Kurt
Biedenkopf, ein geeigneter Kandidat gefunden, dem allerdings jegliche euro-
papolitische Qualifikation' fehlte. Die Bundesregierung selbst schien sich aus
nicht erfindlichen Gründen jedoch nicht endgültig festgelegt zu haben; jeden-
falls versäumte sie es, bis zum vorentscheidenden Europäischen Rat von Fon-
tainebleau den Partnerregierungen gegenüber eine eindeutige personelle Vor-
stellung zu präsentieren und gab dann ihren zunächst so deutlich reklamierten
Anspruch ziemlich sang- und klanglos auf, als Präsident Mitterrand mit dem
ehemaligen Finanz- und Wirtschaftsminister Jacques Delors einen unumstritte-
nen Spitzenpolitiker als Kandidaten für das Amt nominierte. Eine Chance, der
Entwicklung der Gemeinschaft nicht nur von Bonn aus neue Impulse zu geben,
sondern diese in Brüssel durch einen ,kongenialen' Kommissionspräsidenten zu
verstärken, war vertan — wenn sie denn jemals wirklich gesucht worden war3.

Doch damit hatte das Bonner europapolitische ,Personen-Theater' noch lan-
ge kein Ende gefunden. Denn nunmehr geriet die Besetzung der deutschen
Kommissionsplätze in die Niederungen der innen- und parteipolitischen Tak-
tik, als die CSU-Führung die ,Ablösung' des amtierenden Kommissionsmit-
glieds Narjes (CDU) und eine Mitsprache bei der Besetzung des Postens for-
derte. Es wurde mit dem Vertreter Bayerns beim Bund, Minister Schmidhu-
ber, auch gleich ein Kandidat präsentiert, und Narjes wurde durch (gezielte?)
Indiskretionen in der Presse eine mangelnde Qualifikation für das Amt vorge-
worfen. Da der Kanzler aber nicht bereit war, dem Drängen der CSU nachzu-
geben und andere geeignete Kandidaten für die Position eines ,einfachen'
Kommissionsmitgliedes nicht bereitstanden, wurde der in seinem Brüsseler Ge-
wicht von den eigenen Parteifreunden erheblich beschädigte Narjes doch er-
neut nominiert4.

In ähnliche Personalprobleme, die nicht ganz ohne politische Konsequenzen
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sind, geriet der Bundeskanzler bei der Benennung seines persönlichen Beauf-
tragten für den ad hoc-Ausschuß für institutionelle Fragen. Die Idee der Ein-
richtung dieses Gremiums war mit der französischen Regierung abgesprochen,
aber offensichtlich noch nicht so weit vorangetrieben, daß auf dem Europäi-
schen Rat von Fontainebleau schon alle Einzelheiten geregelt werden konnten.
Diesem Versäumnis ist es zu verdanken, daß zum einen der gewitzte Taktiker
FitzGerald als Repräsentant der Präsidialmacht Irland Anfang Juli den Vorsitz
für sein kleines Land reklamieren und auch gleich den ehemaligen Minister und
jetzigen Senator James Dooge als Vorsitzenden präsentieren konnte. Das kam
einigen anderen Regierungschefs entgegen, die nunmehr ziemlich rasch hohe
Beamte als ihre Beauftragten nominierten, entsprach aber keineswegs den
Bonner Vorstellungen, die von einem Gremium hochrangiger, unabhängiger
politischer Persönlichkeiten ausgingen. Kohl hatte die Absicht, den gerade aus
dem Amt geschiedenen Bundespräsidenten Karl Carstens zu benennen und ihn
mit dem Vorsitz zu betrauen. Diese Bonner Idee wurde aber so spät realisiert,
daß sie nur noch durch einen Rückzieher der Iren zu verwirklichen gewesen
wäre. Dazu war FitzGerald aus Prestige- und wohl auch aus politischen Grün-
den nicht bereit, und Kohl scheiterte erneut mit einem deutschen Führungsan-
spruch in einem wichtigen europäischen Gremium aufgrund einer — aus wel-
chen Gründen auch immer — unzureichenden Personalpolitik5.

Es wurde dann in einer gewissen enttäuschten Trotzreaktion der Staatssekre-
tär im Auswärtigen Amt, Jürgen Ruhfus, nominiert, der zwei versierte und
langjährig europapolitisch erfahrene Beamte seines Hauses als Mitarbeiter her-
anzog. Damit war im Team des persönlichen Beauftragten des Bundeskanzlers
kein hochrangiger Beamter der dem Kanzler unmittelbar unterstehenden Be-
hörde, dem Kanzleramt, vertreten!

Die Revitalisierung der deutsch-französischen Beziehungen als Motor der euro-
päischen Gemeinschaftsbildung
Das Interesse der Bundesregierung an einer intensivierten deutsch-französi-
schen Kooperation trat 1984 wieder deutlicher zu tage. Dabei ging Bonn von
folgender Überlegung aus: „Die deutsch-französische Zusammenarbeit ist das
Herzstück der europäischen Einigung, sie muß zum Motor der europäischen
Einigung werden. Deutschland und Frankreich erfüllen eine Pilotfunktion . . .
Die Pilotfunktion der deutsch-französischen Zusammenarbeit für Europa ent-
wickelt eine eigene dynamische Kraft, die ansteckend auf andere Länder wir-
ken soll. Insofern ist ein Europa in zwei Geschwindigkeiten, von dem zur Zeit
oft die Rede ist, kein Unglück, sondern eine Chance."6

In dieser Perspektive unternahm die Bundesregierung, hierin im übrigen von
der SPD-Opposition voll unterstützt, erhebliche Anstrengungen, einen eigen-
ständigen Beitrag zum Erfolg der französischen EG-Präsidentschaft im ersten
Halbjahr 1984 zu leisten, um die Krise der Gemeinschaft endgültig zu überwin-
den und der westeuropäischen Kooperation neue, zukunftsträchtige Perspekti-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 333



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EG

ven zu verleihen. Neben den routinemäßigen halbjährlichen deutsch-französi-
schen Regierungstreffen, deren Inhalt ebenfalls angereichert wurde, kam es zu
mehreren persönlichen Begegnungen des Bundeskanzlers mit dem französi-
schen Staatspräsidenten, in denen die Gemeinschaftsprobleme und ihre Lösun-
gen ausführlich erörtert wurden. Wenn nötig, gab es daneben Sondertreffen von
Fachministern, wie bei der Klärung der sehr schwierigen Fragen der Reform der
Gemeinsamen Agrarpolitik, für die die weitgehend bilateral mit den Franzosen
ausgehandelten Modalitäten für den Abbau des deutschen Grenzausgleichs eine
wesentliche Vorbedingung waren. Ähnliches gilt für die mit Paris abgestimmte
Wiederbelebung der WEU, um die Bemühungen um eine Verstärkung der
,europäischen Identität' in der Sicherheitspolitik voranzubringen.

Zur deutsch-französischen Konzertierung in Sachen Europa gehörte ferner die
spektakulär angekündigte Beseitigung der Grenzkontrollen im Reiseverkehr zwi-
schen beiden Ländern, deren Verwirklichung dann wegen des deutlichen Wider-
standes der Finanz- und Innenministerien allerdings erheblich prosaischer geriet.
Dennoch hatte sie ein gleichgelagertes deutsch-österreichisches Abkommen im
Gefolge und bewirkte neben graduellen Erleichterungen die grundsätzliche Er-
klärung des Europäischen Rates von Fontainebleau über die anzustrebende Be-
seitigung aller Grenzkontrollen. Inzwischen hat sich jedoch der Behördenalltag
dieser Materie angenommen, und sie geht den gewohnten europäischen Gang,
auf dem sie vielleicht auch einmal eines fernen Tages ans Ziel gelangt7.

Kernpunkt der deutsch-französischen Entente bei der europäischen Relance
war das gemeinsame Bemühen um die Weiterentwicklung der EG zu einer poli-
tischen Union. Hier ist es bisher jedoch bei interpretationsfähigen Absichtser-
klärungen beider Seiten und der Einsetzung des schon erwähnten ad hoc-Aus-
schusses geblieben, ohne daß für Außenstehende wirklich deutlich wurde, was
Kohl bzw. Mitterrand konkret wollen. Das hat dann nicht zuletzt auch die briti-
sche Premierministerin zu einer ziemlich reservierten Haltung bewogen. Die zu
den vollmundigen Grundsatzerklärungen in einem gewissen Kontrast stehende
Zurückhaltung im politischen Handeln deutet auf einige nach wie vor zwischen
Bonn und Paris bestehende grundsätzliche Unterschiede und auf interne
Durchsetzungsschwierigkeiten von Kohl und Mitterrand hin.

Der Bundeskanzler betreibt seine Europapolitik in der Adenauerschen Tra-
dition der prioritären Westbindung der Bundesrepublik, die eine funktionie-
rende Gemeinschaft braucht, um das deutsche Identitätsproblem eindeutig im
Sinne der Westorientierung zu entscheiden, d.h. der Freiheit den Vorrang vor
der Einheit zu geben. In dieser Perspektive braucht Kohl deutliche qualitative
Fortschritte in der Gemeinschaftsbildung, um eine für die politische Lage in
Mitteleuropa gefährlich werdende Bewegung um die ,nationale Frage' zu ver-
hindern, die im Gefolge der (gesamt-) deutschen Friedensbewegung zu eskalie-
ren drohte. Aus ähnlichen Motiven dürfte Mitterrand für die Umwelt überra-
schend einige Positionen der französischen Europapolitik aufgegeben und sich
den Vorstellungen Kohls angenähert haben. Das zeigt, daß die ,Entschärfung'
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des deutschen Problems durch die feste Eingliederung in die (nach Möglichkeit
von Frankreich bestimmte) Europäische Gemeinschaft nach wie vor die absolu-
te Priorität der französischen Europapolitik besitzt8.

Dieser Gleichklang der jeweiligen Grundmotive macht europapolitische
Fortschritte möglich, wenn die anderen Partner folgen. Dies wird für diese je-
doch gerade dadurch nicht einfach, weil der Impuls für die Gemeinschaftsent-
wicklung nicht zuletzt aus einem deutsch-französischen Sonderproblem resul-
tiert, das aus historischen Gründen von den anderen acht nicht mit der gleichen
Intensität empfunden wird9.

Eine zusätzliche Schwierigkeit entsteht dadurch, daß der der französischen
Politik ebenso inhärente Grundsatz der ,nationalen Priorität' zu einer prinzi-
piellen Reserve gegenüber einer Gemeinschaftsbildung auf Kosten der franzö-
sischen Handlungsfreiheit tendiert, zumal dann, wenn in Paris der Eindruck
aufkommt, daß trotz verstärkter europäischer Zusammenarbeit die Dominanz
der USA im westlichen Staatensystem nicht reduziert werde. Dieser Zug der
allgemeinen französischen Außenpolitik ist gegenüber der Sorge um Deutsch-
land letztliche vorrangig, und das führt dann stets dazu, daß die französische
Europabegeisterung sich wieder abkühlt, wenn sich das deutsche Problem nor-
malisiert. Es bleibt daher abzuwarten, ob die Entwicklungen des Jahres 1984
tatsächlich eine Abkehr von dieser ,europapolitischen Dialektik' der deutsch-
französischen Beziehungen bedeuten.

Erschwerend kommt hinzu, daß der aus ähnlichen Motiven gespeiste
deutsch-französische Drang nach qualitativen Fortschritten im Prozeß der Ge-
meinschaftsbildung nicht darüber hinwegtäuschen kann, daß in vielen Sachbe-
reichen der Europapolitik zwischen Bonn und Paris eher Interessengegensätze
bestehen, die auch ihre Tradition haben. Das trifft vor allem für das Feld der
Wirtschaftspolitik zu. Hier bestehen fundamentale Auffassungsunterschiede
über die Rollenverteilung zwischen Staat und Wirtschaft in der EG und über
die Bedeutung der ,Gemeinschaftspräferenz', die im Grundsätzlichen kaum zu
überbrücken sind und als europapolitischen Ausweg stets nur das Bemühen um
pragmatische Kompromisse in den einzelnen im Ministerrat anstehenden Sach-
fragen zulassen.

Das erklärt die zahlreichen Schwierigkeiten in den Feldern des europäischen
Umweltschutzes, der Industriestrukturpolitik (die es nach deutschem Ver-
ständnis gar nicht geben dürfte), der Forschungs- und Technologiepolitik sowie
vor allem der Handelspolitik der EG. In allen diesen Bereichen herrscht in der
Bundesrepublik ein grundsätzlich liberales, wettbewerbsorientiertes und welt-
offenes Denken vor, während in Frankreich etatistische, regulative und natio-
nale (allenfalls europäisch-regionale) Konzeptionen dominieren. So dürfte es
mehr als nur eine sprachliche Besonderheit sein, daß in Bonn vom Ausbau und
der Vollendung des gemeinschaftlichen Binnemarktes die Rede ist, in Paris
hingegen mit Vorliebe vom europäischen Sozial- und Industrieraum gespro-
chen wird, den es zu schaffen gelte10.
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Diese Differenzen bilden einen permanenten Belastungsfaktor für alle
deutsch-französischen europapolitischen Gemeinsamkeiten. Sie dürften dar-
über hinaus auch für jene Konzeptionen eines europäischen Fortschritts eine
wichtige Grenze markieren, die die künftige Europäische Union um einen
deutsch-französischen ,Zweibund' anlegen wollen11. Gerade weil die deutsch-
französische Kooperation sehr schnell an die genannten politischen Probleme
stößt, bedarf sie eines größeren Rahmens, um das schwierige Ausbalancieren
von sachorientierten Kompromißlösungen mit Aussicht auf Erfolg zu ermögli-
chen.

Die deutsche Europapolitik zwischen globalen Fortschrittsbekenntnissen und
retardierenden Einzelinteressen

Im Laufe des Jahres 1984 konnte in manchen Partnerländern der Eindruck ent-
stehen, daß die Bonner Europapolitik von einem gewissen Widerspruch zwi-
schen Sonntagsreden und Alltagshandeln gekennzeichnet war12. Das folgt aus
dem Umstand, daß die Regierung, besonders akzentuiert und überzeugt der
Bundeskanzler, einerseits den entschiedenen Willen und die Notwendigkeit zu
grundlegenden Fortschritten im europäischen Einigungswerk betonte und sich
in der erwähnten engen Abstimmung mit Frankreich, vor allem auf den Sitzun-
gen des Europäischen Rates, bemühte, die EG-Krise gemäß dem Fahrplan der
Stuttgarter Erklärung von 1983 möglichst rasch zu lösen. Andererseits zwangen
innen- und wirtschaftspolitische Verhältnisse Bonn aber auch dazu, in den Sit-
zungen des Ministerrats häufig in sehr reservierter Weise die deutschen Interes-
sen zu vertreten und sich dabei auch des öfteren in eine minoritäre Position zu
begeben, was Schatten auf die äußerst gemeinschaftsfreundliche Grundeinstel-
lung warf.

Die Notwendigkeit, aus innenpolitischen Gründen den deutschen Landwir-
ten im Wege steuerlicher Erleichterungen eine nationale Finanzkompensation
in Milliardenhöhe für den Abbau des Grenzausgleichs zu gewähren, brachte
die Bundesregierung nach Auffassung der Kommission mit dem bestehenden
Gemeinschaftsrecht in Konflikt und führte dazu, daß Bundeskanzler Kohl auf
dem Europäischen Rat von Fontainebleau den Eindruck hinterließ, die Abseg-
nung dieser ,nationalen Beihilfe' sei das wesentliche deutsche Interesse bei der
endgültigen Lösung der EG-Krise.

Die dennoch zum Teil katastrophalen Folgen der über den Milchmarkt einge-
leiteten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik für zahlreiche kleinere deutsche
Bauern, insbesondere in Bayern, schlugen derartige innenpolitische Wellen, daß
die unbeugsame Verteidigung der nationalen Interessen, d.h. der Einkommen
der deutschen Landwirte, zur obersten Maxime deutschen Verhaltens in Brüssel
wurde und für die Agrarpreisrunde 1985 äußerst schlechte Perspektiven eröffne-
te. Das deutsche Bemühen um eine Reform der EG, die zu einem sinnvolleren
Einsatz der begrenzten Finanzmittel führen soll, findet am Einfluß der deut-
schen ,Grünen Front' offensichtlich immer noch eine wirksame Grenze13.
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Irritationen erweckte die Bundesregierung auch bei ihrem Kampf gegen das
Waldsterben durch die Einführung von Abgasentgiftungsvorschriften, deren
Durchsetzung durch eine steuerliche Förderung von mit Katalysatoren ausge-
statteten Pkw erleichtert werden sollte. Lange Zeit vermittelte die Behandlung
dieses Problems den Eindruck, hier sei ein deutscher Alleingang geplant. Selbst
als deutlich wurde, daß dies nicht beabsichtigt war, fühlten sich die anderen
EG-Partner, vor allem Frankreich, Italien und Großbritannien, durch die deut-
sche Vorgehensweise ,genötigt'. Sie leisteten im Ministerrat so deutlichen Wi-
derstand, daß die Bundesregierung um eine Modifikation ihrer Pläne nicht her-
umkam14.

Ein ambivalentes Bild bot auch die deutsche Haltung zum spanischen und
portugiesischen Beitritt. Der Bundesaußenminister scheute sich nicht, im Rat
seine Kollegen zu einer zügigeren Gangart anzuhalten und die Bundesregie-
rung unternahm auch im deutsch-französischen Rahmen erhebliche Anstren-
gungen, den Pariser Partner von seiner eher zurückhaltenden Einstellung abzu-
bringen. Das lag ganz auf der Linie der Priorität, die Bonn der Süderweiterung
eingeräumt hatte. Dazu kontrastierte dann in gewisser Hinsicht die Zähigkeit,
mit der die Bonner Vertreter in den Verhandlungen selbst spezifische deutsche
Interessen im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, der Fischereipoli-
tik, der Sozialpolitik und bei den Modalitäten für die Einführung des freien
Warenverkehrs vertraten. Sie standen hierin ihren französischen, italienischen
usw. Kollegen in nichts nach und trugen das ihre dazu bei, daß die Einhaltung
des Terminplans immer Ungewisser geriet. Auf dem entscheidenden Dubliner
Europäischen Rat gab dann der Bundeskanzler sein Plazet zum ,Durchbruch'
bei den Erweiterungsverhandlungen erst, nachdem er seine Kollegen von der
Notwendigkeit der Besitzstandswahrung der deutschen Moselwinzer überzeugt
hatte, was seinem Landwirtschaftsminister vorher im Rat der Agrarminister
nicht gelungen war. Und nicht zuletzt auch die eindeutige deutsche Ablehnung
der Kommissions Vorschläge für ein Integriertes Mittelmeerprogramm war es,
die den griechischen Premier Papandreou zu seinem taktischen Veto gegen den
Abschluß der Beitrittsverhandlungen veranlaßte.

Die deutsche Europapolitik litt zudem unter Koordinierungsproblemen. Seit
jeher betreibt in Bonn jedes Ministerium bis zu einem gewissen Grade seine ei-
gene Europapolitik, was mitunter zu einem uneinheitlichen Auftreten in den
verschiedenen Räten führte. Die zur Koordinierung geschaffenen interministe-
riellen Gremien, besonders der Ausschuß der Europa-Staatssekretäre, und
auch Ministergespräche beim Kanzler haben diesen Umstand nicht ganz besei-
tigen können. So ist es z.B. auch ein ziemlich offenes Geheimnis, daß das öf-
fentlich vertretene Plädoyer für die Rückkehr zur Mehrheitsentscheidung im
Rat durchaus nicht von allen Bonner Ministerien begrüßt wird. Besonders im
Wirtschafts- und im Finanzministerium ist man der Auffassung, daß zur Wah-
rung der deutschen Interessen in der erweiterten Gemeinschaft die Aufrechter-
haltung der Veto-Praxis wünschenswert ist.
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Die weite Spannbreite zwischen zukunftsorientierter Vision einer Europäi-
schen Union einerseits und an den Erfordernissen des Augenblicks ausgerichte-
ter nationaler partikularer Interessenvertretung andererseits war ein spezifi-
sches Charakteristikum der deutschen Europapolitik 1984, das so vielleicht nur
noch in der französischen Haltung ein Pendant fand. In ihr kam die doppelte
Notwendigkeit zum Ausdruck, die jeder deutschen Europapolitik zugrunde-
liegt: das Bemühen um den Bestand und Ausbau der Europäischen Gemein-
schaft als unverzichtbarer Ordnungsrahmen für deutsche Politik schlechthin so-
wie die Sicherstellung der spezifischen deutschen Belange in der Politik der Ge-
meinschaft, durch die auch ein wesentlicher Beitrag zur Bewahrung der innen-
politischen Stabilität der Bundesrepublik geleistet wird15.
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